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1) Stationdre Versorgung - Vorbemerkungen

Im Bereich der stationdren Versorgung existiert ein Uber Jahrzehnte entstandener
Investitionsstau, zu dessen Auflosung erheblicher Handlungs- und Investitionsbedarf
besteht. Dieser Investitionsstau wird (je nach Berechnungsmodalitaten) auf 20 bis 50 Mrd. €
veranschlagt. Nach dem vom Bundesministerium fir Gesundheit in Auftrag gegebenen
Rurup-Gutachten aus dem Jahr 2008 belauft sich der jahrliche Investitionsbedarf auf
mindestens 6,7 Mrd. €.

Stationdre Versorgung - Grundsitzliches:

Die Bundesarztekammer begridt die Beriicksichtigung der stationéren Versorgung im aktuell
von der Bundesregierung beschlossenen Konjunkturprogramm 2 mit Nachdruck. Sie
entspricht damit den auch von der Bundesarztekammer an die Grofle Koalition
herangetragenen Empfehlungen. Angesichts der erheblichen Finanzierungsschwierigkeiten
im Gesundheitswesen und der moglichen Auswirkungen der Wirtschaftskrise auf
Volkswirtschaft und Gesundheitswesen begrit die Bundesarztekammer auch die
Gewahrleistung des Bundes fur die Einnahmenentwicklung der Gesetzlichen Krankenkassen
in den Jahren 2009 und 2010 aus Steuermittein. Die Bundesarztekammer halt es fur wichtig,
dass von den zur Diskussion stehenden Gesamtmitteln nun zeitnah und sachgerecht den

Kliniken ein angemessener Anteil zukommt.

Um die beschaftigungsrelevanten und wirtschaftspolitisch gewollten positiven Auswirkungen
des Konjunkturprogramms ermdglichen zu kénnen, spielt die rechtssichere Verfligbarkeit der
finanziellen Mittel fur die Kliniken eine entscheidende Rolle.

Die Bundesarztekammer spricht sich im Sinne einer zeitnahen Verfugbarkeit der Mittel in den
einzelnen Kliniken und zur Vermeidung unnétiger Verfahrensbirokratie dafur aus, dass die

Mittel auf Antrag pauschal zur Verfligung gestellt werden.

Die Kliniken sollen somit im Rahmen der Zweckbindung so frei wie mdglich Uber die

Mittelverwendung entscheiden kdnnen.
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Stationdre Versorgung - im Einzelnen:

a) GemaR § 9 Abs. 3 KHG sollen insbesondere kleinere bauliche MaRnahmen, wie z.B. die
Adaptierung und Modernisierung von Stations- und Behandlungseinheiten entsprechend den
landesrechtlichen Vorgaben erméglicht werden. Schon mit relativ kleinen Investitionen
konnen so sinnvolle Verbesserungen und Optimierungen der Prozessablaufe rascher
ermoglicht, die Attraktivitit der Krankenhduser als Arbeitgeber gesteigert und z.B.
Beschaftigungspotentiale bei den Auftragnehmern der Krankenh&user gesichert werden.

b) GemaR § 9 Abs. 3 KHG kann die Wiederbeschaffung kurzfristiger Anlageglter — ebenfalls
unter Bericksichtigung der entsprechenden landesrechtlichen Vorgaben wie z. B. der
Nutzungsdauer — erfolgen. Hier sind notwendige Verbesserungen der Ausstattungen in den
Bereichen Energietechnik, Informationstechnologie / EDV, Medizintechnik etc. anzufiihren.

c) Gemall § 17 Abs. 4 b KHG in Verbindung mit § 4 Abs. 2 Satz 1 und 2
Abgrenzungsverordnung kdnnen ebenfalls Instandhaltungskosten fiir  Anlageglter
Berlicksichtigung finden. Dies wirde eine Infrastrukturverbesserung im Sinne einer
Gebaudeinstandhaltung, Installierung von Auflenanlagen, einer Dach-, Fassaden und
FuBbodensanierung, aber auch einer energietechnisch relevanten Emeuerung der
Fensterfronten sowie Dammung von Wanden etc. umfassen kénnen. Einbezogen werden
kénnen auch sanierungsbedurftige Heizungs- und Wasserversorgungssysteme.

Eine Verbesserung der Energie- und CO2-Bilanz, die Reduktion laufender Betriebskosten
sowie die Sicherung der hygienetechnischen Rahmenbedingungen (Vermeidung von
Krankenhausinfektionen wie MRSA oder Legionellen in den Wasserverteilungssystemen etc)

koénnen so erreicht werden.

d) Beriucksichtigung des klinikindividuellen Bedarfs: Die Kliniken koénnen unter
Bericksichtigung dieser Vorschlage schnell individuell tber die sinnvoliste Verwendung der
Mittel entscheiden. Aktuellen Eindriicken zufolge ist in bestimmten Bereichen des
Handwerks oder der energietechnischen Beratung mit Kapazitatsengpéssen zu rechen, falls
eine auf den gleichen Zeitpunkt konzentrierte Auftragsvergabe erfolgen wirde. Um solchen
Entwicklungen zu begegnen und eine moglichst nachhaltige infrastruktur- und
konjunkturrelevante Wirkung zu erzielen, statt lediglich das Preisniveau zu steigern, sind
dezentrale Entscheidungswege mit méglichst ausgepragter Ortsndhe der am gunstigsten

erscheinende Weg.
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e) Verteilungsmodalitat: Die Details eines Verteilungsschliissels werden durch die einzelne
Landesregierung festgelegt. Denkbare und pragmatische Bemessungsparameter waren z.B.
eine Verteilung gemaR Bettenzahl oder Falizahl pro Klinik. Zudem besteht wére eine
Kopplung an Landesspezifika wie z.B. die in Nordrhein-Westfalen erstmals etablierte

Baupauschale denkbar.

f) Nachweis: Der Nachweis der Mittelverwendung erfolgt gegeniiber dem Land nach den
klassischen Kriterien der Zweckbindung durch den Nachweis der Bescheinigung des

Jahresabschlusspriifers (derzeit etabliertes Verfahren).

g) Nicht in Anspruch genommene Mittel: Fur den Fall, dass eine Klinik ihr zugedachte Mittel
nicht in Anspruch genommen hat, werden diese anderen Kliniken zugénglich gemacht.

Schlussfolgerung:

Unter Berticksichtigung dieser Vorschlage wiirden die etablierten Wege der Mittelzuweisung
im Krankenhauswesen im Rahmen des Konjunkturpakets 2 und der begriRenswerten
Initiative der Bundesregierung zeitnah nutzbar gemacht. Damit ware aus Sicht der
Bundesarztekammer eine dringend notwendige, zeitnahe, tréberneutrale Zuweisung

gesichert.

Der Nachweis der Mittelverwendung erfolgt ber einen unkomplizierten und etablierten Weg.
Angesichts des Investitionsbedarfs in vielen Kliniken wéare von Beginn an voraussichtlich die
notwendige Rechtssicherheit des Verfahrens gesichert. Kliniken wiirden in Abstimmung mit
ihren Tragern schnell notwendige Schritte einleiten kénnen.

Zudem wiirden aus Sicht der Bundesarztekammer diese Schritte dazu beitragen, sowohl die

Rahmenbedingungen der Patientenversorgung als auch der Arbeitsbedingungen der in den
Kliniken tatigen Arztinnen und Arzte und Uibrigen Mitarbeiter deutlich zu verbessern.
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2) Einbeziehung des ambulanten Sektors:

Die vorgesehenen MaRnahmen der Bundesregierung beziehen sich im Gesundheitswesen
vornehmlich auf den stationaren Sektor. Unter Berlicksichtigung des Versorgungsbedarfs der
Bevolkerung und der allgemeinen Entwicklung einer sektoriibergreifenden Versorgung
sollten auch entsprechende Forderungen fir die Praxen niedergelassener Arzte und
medizinische Einrichtungen des ambulanten Sektors vorgesehen werden.

Dies umfasst z.B. eine mogliche Bericksichtigung im ebenfalls im Konjunkturprogramm 2
vorgesehenen ,Kredit- und Burgschaftsprogramm®, das eine Flexibilisierung des
mittelstandsorientierten KfW-Sonderprogramms und dessen zielgerechte Inanspruchnahme
vorsieht. Ebenso ist eine Integration in die geplante Initiative zur ,, Innovationsférderung des
Bundes" mit dem Ziel der Aufstockung des Zentralen Innovationsprogramms Mittelstand

zielfUhrend.

Das Zentrale Innovationsprogramm Mittelstand (ZIM) dient der Férderung der Forschungs-
und Entwicklungsvorhaben des Mittelstandes in Unternehmen bis 250 Beschaftigte. Ein Teil
der im ambulanten Bereich des Gesundheitswesens tatigen medizinischen Einrichtungen
und Praxen beteiligt sich maRgeblich an der Entwicklung und Umsetzung von Innovationen
im Gesundheitswesen und tragt so zu dessen Innovationskraft und Zukunftsfahigkeit bei.

Die Forderung und Evaluation z.B. von Projekten der sektoriibergreifenden Versorgung, der
Vernetzung und der integrierten Versorgung wiirden den gewachsenen Finanzierungsbedarf
fur Forschungs- und Innovationsvorhaben mit Hilfe einer Integration in diese Bestandteile

des Konjunkturprogramms berlicksichtigen kénnen.

3) Beschiftiqungssicherung:

Der unter der Rubrik ,Beschéftigungssicherung: Beschaftigung sichern, Beitrage
stabilisieren“ vorgesehene Ausbau im Sinne von Aktivierung und Qualifizierung und dem
damit verbundene Ausbau von Betreuung und Pflege wird als ein Schritt in die richtige
Richtung begrut. Das Gesundheitswesen steht durch den demografisch bedingt steigenden
Behandlungsbedarf der Bevolkerung vor der besonderen Herausforderung einer Vermeidung
eines Fachkraftemangels.
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Dies umfasst neben der Pflege allerdings auch die zukinftig ausreichende Verfugbarkeit von
Arztinnen und Arzten. Schon 2008 konnten 4000 Stellenangebote in deutschen Kliniken nicht
besetzt werden, fir viele Praxen der ambulanten Versorgungen koénnen die notwendigen

Nachfolger nicht gefunden werden.

4) Abzugsfihigkeit

Die ab 2010 vorgesehene steuerliche Abzugsfahigkeit der Beitrage zur Kranken- und
Pflegeversicherung und die damit verbundene Entlastung bzw. Senkung der

Einkommenssteuer wird begrifit.

5) Vereinfachung des Vergaberechts

Die befristete Anpassung der Schwellenwerte fur beschrankte Ausschreibungen und
freihandige Vergaben im Rahmen des Vergaberechts mit dem Ziel einer Beschleunigung der
vorgesehenen Investitionen wird begriiit. Die Bundesarztekammer geht davon aus, dass die
Bundeslander und Kommunen diesem Beispiel folgen und ihrerseits die jeweiligen

Schwellenwerte anheben.

6) Beitrige zur gesetzlichen Krankenversicherung

Der im Gesetzentwurf vorgesehene Bundeszuschuss zu den Beitrdgen zur gesetzlichen
Krankenversicherung in Héhe von 3 Mrd. € fur das Jahr 2009 und in Héhe von 6 Mrd. € fur

das Jahr 2010 wird prinzipiell begrufit.
Im Sinne der Sicherung der Nachhaltigkeit der intendierten Wirkung des

Konjunkturprogramms 2 muss gewahrleistet sein, dass auch (ber 2010 hinaus eine

entsprechende Finanzierung gesichert wird.
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Gesamteinschéatzung:

Viele der vorgesehenen MaRnahmen werden angesichts der drohenden Auswirkungen der
Weltwirtschaftskrise auf die deutsche Wirtschaft und das Gesundheitswesen begriitt. Die mit
dem Konjunkturprogramm 2 ebenfalls beschaftigungsférdernde Wirkung wird sich im Bereich
von Bauindustrie und Handwerk starker zeigen, im Gesundheitswesen selbst allerdings eher
als gering eingeschatzt. Dennoch werden einige der vorgesehenen Initiativen dazu
beitragen, die Krisenfestigkeit des Gesundheitswesens zu starken. Bedingt durch die neben
der Sicherung einer nachhaltigen Gesundheitsversorgung der Bevolkerung wachsenden
Bedeutung des Gesundheitswesens fir die Volkswirtschaft sollte bei weiteren
Konjunkturprogrammen dem Aspekt eines drohenden Fachkrafte-(z.B. Arzte-)mangels mehr

Beachtung geschenkt werden.

Bedingt durch die Kirze der Stellungnahmefrist konnte nur auf die wesentlichsten,
gesundheitssystemrelevanten Aspekte des Gesetzentwurfes der Bundesregierung Bezug
genommen werden. Die Bundesarztekammer steht zu weiteren Erérterungen zur Verflgung.

Seite 701 von 70 Stellungnahme der Bundesarztekamme, R




	signatureButton: 
	Nummer: 16(14)0481(10)
	Datum: 09.02.2009
	Tagesordnung: geladener VB zur Anhörung am 11.2.09 zum Thema Konjunkturpaket II


